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neue ImpulSe Für europA

alle	europaexperten	sind	sich	einig	über	die	tatsache,	dass	

der	Vertrag	von	lissabon	einen	deutlichen	fortschritt	gegen-

über	dem	davor	geltenden	Vertrag	von	nizza	darstellt.	eine	

klare	ausrichtung	auf	ein	europa	der	rechte	und	werte	so-

wie	institutionelle	entwicklungen	zur	demokratisierung	der	

eu	stellen	u.a.	wichtige	neuerungen	dar.

so	ist	mit	dem	Vertrag	von	lissabon	zum	ersten	mal	ein	

menschenbild	in	den	eu-Verträgen	verankert.	die	charta		

der	grundrechte,	die	die	menschen-	und	bürgerrechte	im	

rahmen	der	eu	verzeichnet,	ist	nunmehr	in	das	europäische	

primärrecht	eingebunden.	das	dokument	enthält	zuzüglich	

zu	den	klassischen	grundrechten	wie	gedanken-	und	reli-

gionsfreiheit,	recht	auf	bildung	und	freiheit	der	medien	auch	

rechte	im	bereich	des	daten-	und	Verbraucherschutzes.	ein	

recht	auf	Zugang	zu	einem	arbeitsvermittlungsdienst	sowie	

z.b.	ein	hohes	umweltschutzniveau,	ein	„recht	auf	eine	gute	

Verwaltung”	und	der	anspruch	auf	einen	elternurlaub	nach	

der	geburt	oder	adoption	eines	kindes	sind	ebenfalls	im	text	

verankert.	Zudem	wurde	in	den	Vertrag	von	lissabon	die	

soziale	marktwirtschaft	als	das	wirtschaftliche	modell	der	eu	

aufgenommen	(siehe	artikel	�	euV).	die	soziale	marktwirt-

schaft	soll	auf	Vollbeschäftigung	und	sozialen	fortschritt	ab-

zielen,	was	unterstreicht,	dass	der	markt	keinen	selbstzweck	

darstellt,	sondern	nur	im	dienste	der	menschen	stehen	kann.	

ein	wichtiges	merkmal	des	Vertrags	von	lissabon	liegt	dar-

über	hinaus	in	seinem	bestreben,	die	demokratische	legiti-

mität	der	europäischen	union	zu	stärken.

Zu	diesem	Zweck	wurden	dem	europäischen	parlament	neue	

kompetenzen	in	bezug	auf	die	gesetzgebung,	den	haushalt	

und	internationale	übereinkommen	eingeräumt.	dies	bedeu-

tet,	dass	das	europäische	parlament	und	der	ministerrat	

jetzt	bei	einem	erheblichen	teil	der	eu-rechtsvorschriften	

gleichberechtigt	entscheiden.	Zu	den	neuen	bereichen,	in	

denen	das	eu-parlament	jetzt	die	gleichen	rechte	wie	der	

ministerrat	hat,	gehören	z.b.	die	kernthemen	landwirtschaft,	

energie,	einwanderung,	Justiz	und	inneres,	gesundheit	und	

strukturfonds.	Zudem	kann	das	europaparlament	nunmehr	

über	den	gesamten	eu-haushalt	bestimmen.	dass	der	Ver-

trag	von	lissabon	dem	europäischen	parlament	mehr	mög-

lichkeiten	gibt,	europa	zu	gestalten,	wurde	zum	ersten	mal	

anfang	februar	2010	deutlich:	die	europaabgeordneten	

lehnten	das	umstrittene	swift-abkommen	über	die	weiter-

gabe	von	eu-bankdaten	an	die	usa	fraktionsübergreifend	

ab,	was	zur	erarbeitung	eines	neuen	textes	führte,	der	die	

prinzipien	datenschutz	und	transparenz	stärker	berücksich-

tigt.

seit	dem	Vertrag	von	lissabon	–	und	in	deutschland	auch	

durch	die	begleitgesetze	–	können	sich	die	nationalen	parla-

mente	in	den	europäischen	entscheidungsprozess	ebenfalls	

stärker	einbringen.	so	hat	z.b.	der	bundestag	sein	recht		

zur	stellungnahme,	mit	dem	er	seine	auffassung	zu	den		

eu-gesetzgebungsakten	darlegen	kann,	in	den	letzten		

monaten	regelmäßig	wahrgenommen.	seine	positionen	kann	

die	bundesregierung	bei	ihren	Verhandlungen	in	den	euro-

päischen	räten	natürlich	nicht	ignorieren.	darüber	hinaus	

spielen	die	parlamente	der	mitgliedstaaten	eine	wichtige		

rolle	bei	der	kontrolle	der	einhaltung	des	subsidiaritätsprin-

zips	in	der	eu.	auch	wenn	solche	Verfahren	wenig	chancen	

auf	erfolg	haben	–	dafür	muss	ein	drittel	der	parlaments-

kammern	der	27	eu-mitgliedstaaten	mitmachen	–	sind	sie	

als	positiv	zu	werten,	denn	sie	fördern	die	diskussion	über	

eu-angelegenheiten	in	den	ländern.	sie	bieten	zudem	den	

nationalen	parlamenten	die	möglichkeit,	sich	besser	zu	ver-

netzen	und	durch	gemeinsame	initiativen	in	bezug	auf	das	

subsidiaritätsprinzip	eine	debatte	in	den	europäischen	insti-

tutionen	in	gang	zu	bringen.

als	dritte	neuerung	zur	demokratisierung	der	eu	ist	noch		

die	„europäische	bürgerinitiative”	zu	nennen,	die	das	mit-

spracherecht	der	bürger	stärken	soll:	diese	können	zukünf-

tig	per	unterschriftensammlung	die	kommission	auffordern,	

neue	politische	Vorschläge	in	den	bereichen,	die	unter	ihre	

Zuständigkeit	fallen,	zu	unterbreiten.	dafür	sind	eine	million	

unterschriften	aus	mindestens	sieben	eu-ländern	nötig.		

die	organisatoren	einer	bürgerinitiative	verfügen	über	ein	

Jahr	um	die	erforderlichen	unterschriften	zu	sammeln.		

danach	hat	die	kommission	drei	monate,	um	das	Verfahren	

zu prüfen und darauf zu reagieren. Maroš Šefčovič, Vize-	

präsident	der	eu-kommission	sowie	kommissar	für	inter-

institutionelle	beziehungen	und	Verwaltung,	begrüßte	diese	

neuerung	aus	dem	Vertrag	von	lissabon:	„die	europäische	

bürgerinitiative	wird	eine	völlig	neue	form	der	partizipato-

rischen	demokratie	in	der	eu	einführen.	sie	bedeutet	einen	

wichtigen	fortschritt	im	demokratischen	leben	der	union	

und	ist	ein	konkretes	beispiel	dafür,	wie	europa	seinen	bür-

gern	näher	gebracht	wird.	sie	wird	eine	grenzüberschreiten-

de	diskussion	darüber	entfachen,	was	in	brüssel	getan	wird,	

und	hoffentlich	zur	entwicklung	eines	echten	europäischen	

öffentlichen	raums	beitragen.”1

DIe monnet-methoDe

diese	europäische	bürgerinitiative	–	so	wie	viele	andere	

neue	maßnahmen	aus	dem	Vertrag	von	lissabon	–	ist	zurzeit	

noch	in	ihrer	Vorbereitungsphase	und	dementsprechend	

noch	nicht	einsetzbar.	das	heißt	aber	nicht,	dass	der	neue	

eu-Vertrag	gut	ein	Jahr	nach	seinem	inkrafttreten	geschei-

tert	ist.	der	prozess	der	europäischen	integration	war	immer	

langsam.	nur	schrittweise	konnte	man	aus	europa	ein	gebiet	

des	friedens,	der	freiheit,	der	stabilität	und	des	wohlstands	
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kommt	u.a.,	dass	die	gemeinsame	außen-	und	sicherheits-

politik	(gasp)	stark	intergouvernemental	ausgestaltet	bleibt	

und	dass	mehrere	eu-kommissare	ebenfalls	außenpolitische	

Verantwortungen	(u.a.	im	bereich	der	erweiterung-	und	der	

europäischen	nachbarschaftspolitik	sowie	des	handels,	der	

internationalen	Zusammenarbeit,	der	humanitären	hilfe	und	

der	krisenreaktion)	tragen.

über	diese	herausforderungen	hinaus,	die	mit	der	imple-

mentierung	der	neuen	instrumente	des	lissabonner	Ver-

trages	direkt	verbunden	sind,	braucht	die	eu	solide	und	

langfristige	strategien,	die	mit	allen	eu-mitgliedsländern	

abgestimmt	sind.	diese	strategien	stellen	den	eigentlichen	

mehrwert	des	Vertrags	von	lissabon	dar.	die	finanz-	und	

wirtschaftskrise	hat	gezeigt,	dass	die	eu	durchaus	in	der	

lage	ist,	neue	strategien	zu	entwickeln,	um	ihre	gemein-

same	währung	sowie	ihre	wirtschaftskraft	zu	schützen.		

in	diesem	kontext	hat	deutschland,	u.a.	durch	seine	stabi-

litätskultur,	eine	entscheidende	rolle	gespielt.	um	die	stabi-

lität	des	euro	langfristig	zu	sichern,	haben	sich	sogar	die		

27	eu-mitgliedstaaten	auf	dem	eu-gipfeltreffen	vom	dezem-

ber	2010	über	die	schaffung	eines	dauerhaften	krisen-	

mechanismus	ab	201�	geeinigt,	was	eine	Änderung	des		

lissabonner	Vertrags	verlangt.	im	Jahr	2011	wird	die	wich-

tigste	europapolitische	aufgabe	für	alle	eu-akteure	darin		

bestehen,	diese	Änderung	möglich	zu	machen,	um	das	neue	

instrument	rechtlich	zu	verankern	sowie	zur	stabilisierung	

der	eurozone	dank	einer	besseren	koordinierung	der	finanz-	

und	wirtschaftspolitiken	der	eu-länder	(u.a.	mit	dem	„euro-

päischen	semester”)	beizutragen.

europApolItIK – DIe AgenDA 2011

solche	gemeinschaftlichen	strategien	sollten	nun	in	ver-

schiedenen	bereichen	entwickelt	werden.	welche	europä-

ische	außen-	und	sicherheitspolitik	wollen	wir	z.b.	mit	der	

hohen	Vertreterin	und	dem	ead	aufbauen?	die	eu	kann		

keine	außenpolitik	führen,	die	mit	der	außenpolitik	eines		

nationalstaates	vergleichbar	wäre.	worauf	sollten	sich	also	

die	hohe	Vertreterin	sowie	ihr	diplomatischer	apparat	inhalt-

lich	konzentrieren,	um	die	sichtbarkeit	und	das	gewicht		

der	eu	auf	der	internationalen	bühne	zu	erhöhen?	was	lässt	

sich	konkret	realisieren,	wohl	wissend,	dass	ein	konsens		

unter	den	27	eu-mitgliedstaaten	–	in	der	Zukunft	vielleicht	

noch	mehr	als	heute	–	im	bereich	der	außen-	und	sicher-

heitspolitik	prinzipiell	schwierig	sein	wird?	solange	diese		

fragen	nicht	beantwortet	sind,	wird	die	außen-	und	sicher-

heitspolitik	kaum	eine	gemeinschaftsaufgabe	sein.	die		

eu	wird	auch	nicht	in	der	lage	sein,	häufiger	mit	einer	stim-

me	zu	sprechen,	und	es	wird	für	die	hohe	Vertreterin	eine	

herausforderung	bleiben,	zu	den	spitzenpersönlichkeiten		

der	außenpolitik	auf	der	internationalen	ebene	zu	zählen.

machen.	auch	der	Vertrag	von	lissabon	ist	das	ergebnis	

langwieriger	Verhandlungen,	in	denen	nicht	zuletzt	das	

scheitern	des	Verfassungsvertrags	2005	eine	entscheidende	

rolle	gespielt	hat.	ferner	darf	nicht	vergessen	werden,	dass	

die	europäischen	länder	seit	dem	beginn	des	einigungs-	

prozesses	in	den	1950er	Jahren	immer	wieder	neuland	be-

treten	müssen.	dieses	abenteuer	ist	in	der	welt	einmalig.	

dementsprechend	sind	die	eu-staaten	ständig	mit	fragen	

konfrontiert,	die	sich	ihnen	bis	jetzt	sonst	nie	und	nirgend-

wo	gestellt	haben.	insofern	kann	man	auch	nicht	erwarten,	

dass	dieses	mal	alles	reibungslos	läuft	und	dass	alle	artikel	

des	lissabonner	Vertrags	in	wenigen	monaten	implementiert	

werden.	die	schaffung	eines	europäischen	auswärtigen	

dienstes	(ead)	oder	die	entwicklung	einer	gemeinsamen	

sicherheits-	und	Verteidigungspolitik	(gsVp)	verlangen		

einfach	Zeit.	in	europäischen	angelegenheiten	gilt	nach		

wie	vor	die	monnet-methode:	die	kooperation	soll	da	voran-

schreiten,	wo	es	gerade	möglich	ist.

StrAtegIen geSucht

gleichzeitig	ist	es	auch	unentbehrlich,	dass	die	europäische	

union	weiß,	in	welche	richtung	sie	sich	weiter	entwickeln	

will,	denn	die	eu-Verträge	können	lediglich	die	instrumente	

zum	agieren	liefern,	nicht	aber	die	politischen	Ziele	definie-

ren.

daher	müssen	alle	institutionen	der	europäischen	und	natio-

nalen	ebene,	die	für	die	entwicklung	der	europapolitik	zu-

ständig	sind,	an	einem	strang	ziehen	und	sich	gegenseitig	

vertrauen.	die	auseinandersetzungen,	die	zwischen	dem		

eu-parlament	und	dem	ministerrat	in	bezug	auf	den	eu-

haushalt	2011	in	den	letzten	monaten	des	Jahres	2010	

stattgefunden	haben,	sind	in	dieser	hinsicht	ernst	zu	neh-

men.	sie	wurden	von	manchen	beobachtern	als	ein	Versuch	

gesehen,	um	die	machtverhältnisse	zwischen	den	europä-

ischen	institutionen	im	Vorfeld	der	ab	2011	laufenden	Ver-

handlungen	für	den	eu-haushalt	201�-2020	zu	testen.	auf	

jeden	fall	sind	sie	ein	beweis	dafür,	dass	gewisse	rivalitäten	

noch	überwunden	werden	müssen,	um	die	institutionelle		

arbeit	auf	europäischer	ebene	effektiver	zu	gestalten.

um	dieses	Ziel	zu	erreichen,	ist	es	zum	beispiel	auch	wich-

tig,	das	amt	der	neuen	hohen	Vertreterin	der	union	für	

außen-	und	sicherheitspolitik	–	zugleich	Vizepräsidentin	der	

europäischen	kommission	–	im	neuen	europäischen	system	

zu	etablieren.	bis	jetzt	bleibt	dies	für	die	britin	catherine	

ashton	eine	herausforderung,	was	nicht	zuletzt	damit	ver-

bunden	ist,	dass	sie	mit	verschiedenen	machtansprüchen	

seitens	der	europäischen	institutionen	und	der	eu-mitglied-

staaten	konfrontiert	ist.	so	teilt	sie	die	aufgabe	der	außen-

vertretung	der	eu	mit	dem	präsidenten	des	europäischen	

rates,	zurzeit	dem	belgier	herman	Van	rompuy.	hinzu	
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die	frage	der	strategie	stellt	sich	heute	ebenfalls	im	rah-

men	der	europäischen	sicherheits-	und	Verteidigungspolitik.	

in	Zeiten	der	finanz-	und	wirtschaftskrise	sowie	vor	der		

europaweiten	herausforderung	der	staatsschuldenreduzie-

rung	werden	kooperationen	in	diesem	bereich	immer	not-

wendiger.	was	kann	also	die	eu	mit	ihrer	gsVp	mittelfristig	

erreichen	und	wie	lässt	sich	diese	mit	der	nato	effektiv	

koordinieren?	der	Vertrag	von	lissabon	bietet	den	eu-mit-

gliedstaaten,	die	sich	in	diesem	bereich	intensiver	engagie-

ren	möchten,	die	möglichkeit,	eine	„ständige	strukturierte	

Zusammenarbeit”	(ssZ)	im	rahmen	der	union	zu	begründen	

(siehe	artikel	�2	und	�6	euV).	im	november	2010	haben	

allerdings	frankreich	und	großbritannien	entschieden,	ihre	

militärische	kooperation	außerhalb	des	eu-rahmens	zu	in-

tensivieren.	erscheint	vor	diesem	hintergrund	die	entwick-

lung	einer	ssZ	noch	als	sinnvoll	und	wenn	ja,	zu	welchem	

konkreten	Zweck	und	mit	welchen	eu-ländern	könnte	sie	

gestartet	werden?

letztes	beispiel,	um	die	notwendigkeit	klarer	eu-strategien	

zu	unterstreichen:	wie	soll	die	neue	agenda	„europa	2020”	

zu	nachhaltigem	wachstum	und	beschäftigung	durch	inno-

vation	effektiv	durchgesetzt	werden?	auf	dieser	ebene	hat	

die	finanz-	und	wirtschaftskrise	ebenfalls	die	erwartungen	

gegenüber	einem	koordinierten	europäischen	aktionsplan	

erhöht.	dieses	wirtschaftsprogramm	soll	bis	2020	dazu		

beitragen,	dass	europa	initiativen	für	die	gestaltung	einer	

neuen	ordnungspolitik	ergreifen	kann.	nach	dem	start	der	

strategie	„europa	2020”	unter	der	spanischen	eu-ratspräsi-

dentschaft	im	ersten	halbjahr	2010	müssen	jetzt	im	Jahr	

2011	die	ersten	maßnahmen	durchgeführt	werden.	dass	die	

ungarische	eu-ratspräsidentschaft	die	implementierung		

dieser	strategie	zu	ihren	prioritäten	erklärt	hat,	ist	in	dieser	

hinsicht	eine	gute	nachricht.

Zu	diesen	kernfragen	–	finanzen	und	wirtschaft,	außenpoli-

tik,	sicherheit	und	Verteidigung,	wachstum	und	beschäfti-

gung	–,	die	grundsätzliche	säulen	der	europapolitik	dar-	

stellen,	kommen	noch	weitere	themen,	die	die	europäische	

agenda	im	laufe	des	Jahres	2011	ebenfalls	bestimmen		

werden.	an	dieser	stelle	seien	nur	die	wichtigsten	genannt:

die	energie-	und	umweltpolitik	nach	der	klimakonferenz		

in	cancún	und	mit	der	neuen	strategie	der	eu,	die	auf	

dem	eu-gipfel	am	�.	februar	von	den	staats-	und	regie-

rungschefs	diskutiert	werden	soll;

die	europäische	nachbarschaftspolitik	(enp),	sowohl	in	

ost-	und	mitteleuropa	(„Östliche	partnerschaft”),	als	auch	

im	mittelmeerraum,	wo	die	eu	in	folge	der	ereignisse		

in	tunesien	und	Ägypten	vor	neuen	herausforderungen	

steht;





die	eu-erweiterungspolitik	mit	dem	für	201�	geplanten	

eu-beitritt	kroatiens,	der	von	der	ungarischen	ratspräsi-

dentschaft	gewünschten	eröffnung	eines	neuen	Verhand-

lungskapitels	mit	der	türkei	sowie	den	potentiellen	bei-

trittskandidaten	auf	dem	westbalkan;

die	debatte	um	die	erweiterung	der	schengenzone	auf		

rumänien	und	bulgarien	sowie	die	eu-Öffnung	des		

arbeitsmarkts	ab	dem	1.	mai	für	polen,	tschechen,	slowa-

ken,	ungarn,	slowenen,	esten,	letten	und	litauer;

die	implementierung	des	stockholmer	programms,	das		

auf	eine	gemeinsame	innen-	und	sicherheitspolitik	für	die	

eu-mitgliedstaaten	bis	201�	abzielt;

die	diskussionen	über	den	eu-finanzrahmen	ab	201�,		

der	nicht	zuletzt	für	die	Zukunft	der	europäischen	agrar-

politik	und	kohäsionspolitik	eine	entscheidende	rolle	spie-

len	wird.

auch	in	diesen	bereichen	gilt,	dass	die	eu	nur	mithilfe	klarer	

strategien	in	der	lage	sein	wird,	ihre	integration	erfolgreich	

fortzusetzen,	ihren	platz	und	ihre	rolle	in	der	welt	des	21.	

Jahrhunderts	zu	finden	und	die	erwartungen	ihrer	bürger		

zu	erfüllen.

europAS Bürger

die	größte	herausforderung	für	europa	besteht	sicherlich	

darin,	die	bevölkerung	von	der	richtigkeit	des	europäischen	

einigungsprozesses	zu	überzeugen	und	sie	stärker	einzubin-

den.	denn	ohne	unterstützung	einer	breiten	Öffentlichkeit	

wird	die	eu	langfristig	nicht	überleben.	dabei	sind	die	ge-

fahren	eines	nationalistischen	rückzugs	oder	antieuropä-

ischer,	rechtspopulistischer	bewegungen	in	manchen	mit-

gliedstaaten	groß.	aus	diesem	grund	muss	viel	mehr	über	

den	mehrwert,	den	die	eu	für	alle	bürger	darstellt,	kommu-

niziert	werden.	es	ist	z.b.	wichtig	zu	betonen,	wie	sehr	

deutschland	wirtschaftlich	u.a.	von	der	gemeinsamen	wäh-

rung	und	dem	europäischen	binnenmarkt	sowie	von	der		

kohäsionspolitik	der	eu	profitiert.	in	diesem	sinne	ist	eine	

beteiligung	der	bundesrepublik	an	der	finanzhilfe	für	grie-

chenland,	an	dem	euro-rettungsschirm	sowie	an	der	ent-

wicklung	eines	permanenten	krisenmechanismus	richtig	–		

zu	gunsten	europas	und	zu	gunsten	deutschlands.	längst	

sind	die	nationalen	interessen	des	landes	mit	den	euro-	

päischen	interessen	verbunden.	dies	ist	auch	der	grund,		

warum	europapolitik	nicht	mehr	als	außenpolitik	zu	ver-	

stehen	ist.

am	anfang	dieser	analyse	sind	bereits	positive	neuerungen	

aus	dem	Vertrag	von	lissabon	vorgestellt	worden,	die	zu	

mehr	demokratie	im	europäischen	apparat	und	einem	ver-

stärkten	europapolitischen	dialog	in	den	mitgliedstaaten		

führen.	in	diese	richtung	muss	es	weitergehen,	denn	die	

beziehungen	zwischen	den	bürgern	und	der	eu	sind	immer	

noch	sehr	häufig	von	einem	mangel	an	informationen	und	
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Vertrauen	gekennzeichnet.	insofern	wäre	es	z.b.	ein	mehr-

wert,	wenn	die	akteure	der	eu-politik	auf	der	europäischen	

und	nationalen	ebene	häufiger	über	die	komplexität	und	die	

herausforderungen	des	europäischen	entscheidungsprozes-

ses	in	die	breite	Öffentlichkeit	kommunizieren	würden.	Zu	

den	akteuren,	die	einen	besonderen	beitrag	dazu	leisten	

könnten,	zählen	u.a.	die	bundestagsabgeordneten,	die	dank	

ihrer	lokalen	Verankerung	sowie	ihrer	neuen	einbindung	in	

den	europapolitischen	entscheidungsprozess	nun	an	der	

schnittstelle	zwischen	den	bürgern	und	den	europäischen	

institutionen	stehen.	pauschalisierend	besteht	das	Ziel	darin,	

die	bürger	europas	davon	zu	überzeugen,	dass	die	europä-

ische	union	immer	teil	der	lösung	und	nicht	des	problems	

ist.

ScheIDeweg

als	motor	des	europäischen	einigungsprozesses	stand	für		

die	länder	europas	immer	die	notwendigkeit,	ihre	diver-

genzen	zu	überwinden,	um	zusammen	besser	auf	gemein-

same	herausforderungen	reagieren	zu	können.	heutzutage	

gibt	es	mehr	denn	je	ausreichend	gründe,	um	den	europä-

ischen	einigungsprozess	fortzusetzen.	so	kann	die	finanz-	

und	wirtschaftskrise	nur	über	eine	stärkere	koordinierung	

der	finanz-	und	wirtschaftspolitiken	der	eu-mitgliedstaaten	

überwunden	werden.	ferner	werden	die	länder	europas	im	

Zeitalter	der	globalisierung	und	der	entstehung	einer	multi-

polaren	welt	durch	das	steigende	gewicht	der	sog.	bric-

staaten	(brasilien,	russland,	indien	und	china)	auf	der	in-

ternationalen	ebene	nur	noch	gemeinsam	punkten	können.	

der	hauptpartner	europas,	die	Vereinigten	staaten	von	

amerika,	wünscht	sich	eine	starke	europäische	union,	die	

Verantwortung	in	der	welt	übernehmen	kann.	unsere	poli-

tischen	und	wirtschaftlichen	interessen	stehen	auf	dem	

spiel,	aber	auch	unsere	gemeinsamen	werte	und	unsere		

position	als	normative	macht,	sei	es	im	bereich	der	demo-

kratie	und	der	menschenrechte,	im	rahmen	der	klimaver-

handlungen,	auf	der	ebene	der	industrie	und	der	neuen	

technologien	oder	für	die	regulierung	der	internationalen	

finanzmärkte.	es	liegt	an	uns	europäern,	unsere	Zukunft		

in	die	hand	zu	nehmen.	wir	werden	das	europa	haben,	das	

wir	verdienen.

Vgl.: „Kommission begrüßt Einigung über die Europäische  
Bürgerinitiative”, Pressemitteilung der EU-Kommission, 
15.10.2010.  
Siehe: http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do? 
reference=IP/10/1720&format=HTML&aged=0&language= 
DE&guiLanguage=en [25.01.2011].
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